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5. Die Artikel 34 und 85 EWG-Vertrag
hindern einen Mitgliedstaat nicht daran,
auf der Grundlage des Artikels 10 der
Verordnung Nr. 2603/69 eine Politik zu
verfolgen, die die Ausfuhren von Erdöl in
ein Drittland beschränkt oder verbietet.
Eine solche Politik betrifft nicht beson­
ders Ausfuhren in Mitgliedstaaten und
bezweckt nicht, der nationalen Produk­
tion oder dem Binnenmarkt des betroffe­
nen Mitgliedstaats einen besonderen
Vorteil zu sichern. Sie ist als solche nicht
geeignet, den Wettbewerb innerhalb des
Gemeinsamen Marktes zu beschränken
oder zu verfälschen.

6. Selbst nach Ende der Übergangszeit und
nach Erlaß der Verordnung Nr. 2603/69
verpflichtet Artikel 4 der Entscheidung
des Ministerrats vom 9. Oktober 1961 in
Verbindung mit der Entscheidung des
Rats vom 25. September 1962 und mit
Artikel 15 der Entscheidung des Rates

vom 16. September 1969 einen Mitglied­
staat, der Änderungen seiner Regelung
der Liberalisierung von Ausfuhren in
dritte Länder beabsichtigt, hiervon die
anderen Mitgliedstaaten und die Kom­
mission vorher zu unterrichten. Ein Mit­
gliedstaat, der diese vorherige Unterrich­
tung unterläßt oder sie nur verspätet oder
ungenügend vornimmt, verletzt seine
Verpflichtungen aus diesen Entscheidun­
gen des Rates. Ein solcher Verstoß be­
gründet für die einzelnen keine Rechte,
die die nationalen Gerichte zu wahren
haben.

7. Auf die Vereinbarkeit einer Politik der
mengenmäßigen Beschränkung des Han­
dels mit Drittländern mit dem Gemein­
schaftsrecht hat es keinen Einfluß, daß
kein Gemeinschaftsorgan die Rechtmä­
ßigkeit der von einem Mitgliedstaat ver­
folgten Politik bestritten hat.

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS

SIR GORDON SLYNN

vom 10. Dezember 1985*

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

In diesem Vorabentscheidungsverfahren
nach Artikel 177 EWG-Vertrag geht es um
wichtige Fragen, in deren Mittelpunkt die
Vereinbarkeit der Politik mit dem Gemein­
schaftsrecht steht, die das Vereinigte König­
reich 1981 bei der Ausfuhr von Rohöl —
hier nach Israel — verfolgte.

Am 31. Januar 1979 — der Iran hatte die
Ausfuhr von Rohöl eingestellt, die Versor­
gung vieler Staaten war gefährdet — gab
der Energieminister des Vereinigten König­
reichs in einer schriftlichen Antwort an das
Parlament bekannt, wie seine Regierung
sich in dieser Krise verhalten wolle. Dabei
führte er unter anderem aus: „Die Regie­
rung erwartet, daß Erdölgesellschaften
Nordsee-Rohöl auf die Märkte unserer
Partner in der Internationalen Energiebe­
hörde und in der Europäischen Gemein-

* Aus dem Englischen übersetzt.
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schaft liefern. Diese Erwartung steht der
Aufrechterhaltung bestehender entsprechen­
der Handelsbeziehungen außerhalb dieser
Gebiete, soweit sie möglich ist, in keiner
Weise entgegen." Diese Antwort des Mini­
sters wurde am nächsten Tag dem Ausschuß
der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten
der Gemeinschaft auf einer Sitzung vorge­
legt.

Die 1979 gewählte Regierung bestätigte
diese Politik wiederholt. Dabei stellte sie
klar, daß sie die Ausfuhr von Rohöl (nicht
von Raffinerieprodukten) in Länder mißbil­
ligte, die zu keiner der drei in der schriftli­
chen Antwort genannten Gruppen gehörten,
und zwar unabhängig davon, ob diese Aus­
fuhren direkt oder über Länder erfolgten,
die zu den drei Gruppen gehörten. Eine er­
schöpfende Liste der Länder, die in die
dritte Gruppe fielen, wurde nicht erstellt; je­
doch sagte ein Minister dem Parlament am
8. Dezember 1983, daß Finnland und be­
stimmte karibische Länder dazu gehörten.
Israel gehörte zu keiner der drei Gruppen;
bereits vor April 1981 sagten Minister dem
Parlament mindestens zweimal, daß Ausfuh­
ren nach Israel unerwünscht seien.

Diese Politik fand weder in Gesetzen noch
in Rechtsverordnungen ihren Niederschlag.
Sie stellte nicht eigentlich ein „Verbot" dar,
obwohl sie im vorliegenden Verfahren häu­
fig als solches bezeichnet wurde; Die feste
Haltung der Regierung stellte jedoch ohne
Zweifel ein wirksames Abschreckungsmittel
dar, wie der vorliegende Sachverhalt belegt.

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens ist
eine schweizerische Aktiengesellschaft; die
Beklagten gehören zu einem Konzern, der
im Eigentum von Sun and Company, einer
Aktiengesellschaft mit Sitz in Delaware,
Vereinigte Staaten, steht.

In einem durch Austausch von Fernschrei­
ben am 13. April 1981 geschlossenen Ver­
trag verpflichteten sich die Beklagten, der
Klägerin je Vierteljahr zwei Ladungen von

500 000 bis 550 000 Barrel Brent, Ninian
oder Forties Rohöl nach Wahl der Verkäu­
ferin fob Houndpoint oder Sullom Voe zu
verkaufen, wobei die erste Ladung Mitte
Mai 1981 abgenommen werden sollte.
Houndpoint und Sullom Voe liegen im Ver­
einigten Königreich. Der Vertrag enthielt
folgende Klausel:

„Bestimmungsort: nach Wahl, aber immer
in Übereinstimmung mit der Regierungspo­
litik des Exportlandes. Die Regierungspoli­
tik des Vereinigten Königreichs verbietet
derzeit Lieferungen nach Südafrika."

Die Klägerin hatte immer beabsichtigt, das
Öl nach Israel zu liefern. Am 19. Mai 1981
gab sie der Beklagten die Anweisung „Gi­
braltar for orders", die letztere ablehnte.
Der ursprüngliche Lieferer, BP, verweigerte
die Lieferung, als er feststellte, daß Israel
das wahre Bestimmungsland war. Am 9. Juli
1981 behandelten die Beklagten den'Vertrag
mit der Klägerin als beendet; in einem
Schiedsgerichtsverfahren vor dem Schieds­
richter Richard Yorke, Q. C., verlangten sie
Schadensersatz wegen Vertragsbruches. In
einem Zwischenurteil entschied dieser zu­
gunsten der Beklagten, wobei er davon aus­
ging, daß die britische Regierungspolitik
nicht gemeinschaftsrechtswidrig war; später
setzte er den Schadensersatz auf ungefähr
13 Millionen USD fest. Andererseits führte
er aus, er hätte die Beklagten für vertrags­
brüchig erklärt, wenn die gemeinschafts­
rechtlichen Fragen im Sinne der Klägerin
entschieden worden wären. Anschließend
wurde die Sache vor den High Court ge­
bracht, damit diese Fragen gemäß Artikel
177 zur Vorabentscheidung vorgelegt wer­
den könnten, da der Schiedsrichter selbst
nicht vorlegen konnte. Der High Court hat
dem Gerichtshof die folgenden sechs Fragen
vorgelegt:

1) a) Stand das Abkommen vom 11. Mai
1975 zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und dem
Staat Israel (Abkommen), wie es
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durch die Verordnung Nr. 1274/75
des Rates (Verordnung) angenommen
wurde, bei richtiger Auslegung

i) der Einführung neuer mengenmä­
ßiger Beschränkungen für Aus­
fuhren aus dem Vereinigten Kö­
nigreich nach Israel oder von
Maßnahmen gleicher Wirkung,
bejahendenfalls

ii) der Einführung solcher Maßnah­
men für die Ausfuhr von Rohöl
aus dem Vereinigten Königreich
nach Israel,

iii) andernfalls der Aufnahme einer
Bestimmung in einen Vertrag
zwischen Privatpersonen, die die
Ausfuhr von Rohöl aus dem Ver­
einigten Königreich nach Israel in
der Zeit vom April 1981 bis zum
Juli 1981 (fragliche Zeit) aus­
schloß,

entgegen?

b) Beeinflußt die Verordnung Nr.
2603/69 des Rates diese Antwort?

2) Bejahendenfalls, wäre eine Maßnahme in
der Form einer Regierungspolitik (Re­
gierungspolitik), wie sie nach dem
Schiedsurteil vom Vereinigten König­
reich verfolgt wurde, wonach die Aus­
fuhr von Nordsee-Rohöl in andere Län­
der als die damaligen Mitgliedstaaten der
EWG, die Staaten in der Internationalen
Energiebehörde und die Staaten, mit de­
nen zur Zeit der Einführung der Regie­
rungspolitik entsprechender Handel ge­
trieben wurde, ausgeschlossen war und
die so die direkte Ausfuhr von Nordsee-
Rohöl nach Israel ausschloß, nach Arti­
kel 11 des Abkommens und der Verord­
nung unter den Umständen der fragli­
chen Zeit gerechtfertigt gewesen? Hätte
eine solche Maßnahme ein Mittel zur
willkürlichen Diskriminierung oder eine
verschleierte Beschränkung des Handels
zwischen den Vertragsparteien nach die­
sem Artikel dargestellt?

3) Falls dies nach Maßgabe der Antworten
auf die Fragen 1 und 2 von Bedeutung
ist:

a) Haben die einschlägigen Bestimmun­
gen des Abkommens und der Verord­
nung unmittelbare Wirkung, so daß
sich ein einzelner auf sie berufen
kann?

b) Kann sich ein einzelner auf sie über­
haupt gegenüber einem anderen ein­
zelnen berufen?

c) Kann sich ein einzelner auf sie gegen­
über einem anderen einzelnen dann
berufen, wenn die beiden einen Ver­
trag geschlossen haben, wonach die
Regierungspolitik eines Mitgliedstaats
zu beachten ist, die diesen Bestim­
mungen widerspricht?

4) Falls dies nach Maßgabe der Antworten
auf die Fragen 1, 2 und 3 von Bedeutung
ist, war die Einführung der Regierungs­
politik unter Berücksichtigung der Richt­
linie Nr. 2603/69 des Rates mit dem
EWG-Vertrag entweder gänzlich oder
insoweit, als sie die Ausfuhr von Rohöl
aus dem Vereinigten Königreich nach Is­
rael zu beeinträchtigen oder zu verhin­
dern trachtete, unvereinbar, weil der
EWG-Vertrag dem Vereinigten König­
reich die Einführung einer solchen Re­
gierungspolitik entweder

i) gänzlich, oder

ii) dann verbot, wenn die Kommission
und/oder der Rat der Europäischen
Gemeinschaften nicht zuvor unter­
richtet und gehört worden war(en)
und/oder zugestimmt hatte(n)?

5) Falls die Einführung einer solchen Re­
gierungspolitik mit dem EWG-Vertrag
unvereinbar war:

a) Haben die einschlägigen Bestimmun­
gen des EWG-Vertrages unmittelbare
Wirkung, so daß sich ein einzelner
auf sie berufen kann?
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b) Kann sich ein einzelner auf sie über­
haupt gegenüber einem anderen ein­
zelnen berufen?

c) Kann sich ein einzelner auf sie gegen­
über einem anderen einzelnen dann
berufen, wenn die beiden einen Ver­
trag geschlossen haben, wonach die
Regierungspolitik eines Mitgliedstaats
zu beachten ist, die diesen Bestim­
mungen widerspricht?

6) Beeinflußt es die Antworten auf die obi­
gen Fragen, daß weder der Rat noch die
Kommission der Europäischen Gemein­
schaften die Rechtmäßigkeit der Regie­
rungspolitik bestritten hat?

Im Anschluß an ein Abkommen zwischen
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und dem Staat Israel vom 11. Mai 1975 er­
ließ der Rat die Verordnung (EWG) Nr.
1274/75 (ABl. 1975, L 136, S. 1). Ziel die­
ses Abkommens war es unter anderem,
durch die Ausweitung des Warenverkehrs
zwischen der EWG und dem Staat Israel die
harmonische Entwicklung ihrer Wirtschafts­
beziehungen zu fördern und „durch die Be­
seitigung von Handelshemmnissen zur har­
monischen Entwicklung und zur Auswei­
tung des Welthandels beizutragen".

Für Einfuhren sieht Artikel 3 ausdrücklich
vor, daß im Warenverkehr zwischen der
Gemeinschaft und Israel weder neue Ein­
fuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung
noch neue mengenmäßige Einfuhrbeschrän­
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung
eingeführt werden. Bestehende Abgaben
werden entweder sofort beseitigt oder abge­
baut.

Für Ausfuhren werden nach Artikel 4 keine
neuen Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher
Wirkung eingeführt. Mengenmäßige Be­
schränkungen der Ausfuhr werden weder in
diesem noch in irgendeinem anderen Artikel
ausdrücklich verboten.

Jedoch heißt es in Artikel 11: „Dieses Ab­
kommen steht Einfuhr-, Ausfuhr- und
Durchfuhrverboten nicht entgegen", die aus
bestimmten Gründen gerechtfertigt sind.

Das Vorbringen, diese Wendung setze vor­
aus, daß mengenmäßige Ausfuhrbeschrän­
kungen im übrigen ausgeschlossen seien,
wurde vom Gerichtshof bei einem entspre­
chenden Abkommen mit Spanien, das die­
selbe Wendung enthielt, zurückgewiesen
(Rechtssache 225/78, Procureur de la Ré-
publique/Bouhelier, Sig. 1979, 3151). Als
eine Entsprechung des Artikels 36 EWG-
Vertrag in das Abkommen mit Israel aufge­
nommen wurde, wurde wahrscheinlich
übersehen, daß Artikel 3 den Artikeln 12
und 30 EWG-Vertrag Wirksamkeit verlieh,
daß aber Artikel 4 nur Artikel 12, nicht aber
Artikel 34 Wirksamkeit verlieh. Wie Gene­
ralanwalt Capotorti ausführte, „scheint es
undenkbar, daß so bedeutende Verbote aus
einer Rechtsnorm abgeleitet werden könn­
ten, die einen anderen Gegenstand hat"
(S. 3164).

Die Klägerin akzeptiert das. Wenn die Re­
gierungspolitik meines Erachtens auch im
Ergebnis „eine mengenmäßige Ausfuhrbe­
schränkung" im Sinne des EWG-Vertrags
darstellte (Rechtssache 249/81, Kommis­
sion/Irland, Slg. 1982, 4005, und 222/82,
Apple and Pear Development Council/
Lewis, Slg. 1983, 403), so verbot das Ab­
kommen mit Israel mengenmäßige Be­
schränkungen doch weder ausdrücklich
noch stillschweigend.

Die Klägerin meint jedoch, die britische Re­
gierungspolitik verstoße gegen Artikel 25
des Abkommens, wonach sich die Vertrags­
parteien unter anderem „aller Maßnahmen
[enthalten], die geeignet sind, die Verwirkli­
chung der Ziele dieses Abkommens zu ge­
fährden".

Betrachtete man ausschließlich die Präambel
und Artikel 1 des Abkommens, so ließe sich
sagen, die dargelegten Ziele würden gefähr-
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det, wenn die Gemeinschaft Ausfuhren der
Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten nach
Israel verbiete. Jedoch darf man nicht nur
auf die Präambel und auf Artikel 1 abstel­
len. Die Vertragsparteien haben mengenmä­
ßige Beschränkungen der Ausfuhr anders als
solche der Einfuhr nicht verboten. Damit
wurde die Methode eingegrenzt oder fest­
gelegt, mit der die allgemeinen Ziele des
Abkommens zu erreichen sind. Ausfuhrbe­
schränkungen fallen auch dann nicht unter
das Abkommen, wenn sie von der Gemein­
schaft oder mit ihrer Zustimmung verhängt
werden. Sie können nicht als Maßnahme
betrachtet werden, die geeignet ist, die Ver­
wirklichung der Ziele des Abkommens zu
gefährden. Auch von der Gemeinschaft
nicht genehmigte Ausfuhrbeschränkungen
eines Mitgliedstaats sind nicht als solche
Maßnahmen anzusehen. Die britische Re­
gierungspolitik verletzte deshalb Artikel 25
des Abkommens nicht.

Auf der Grundlage des Urteils des Gerichts­
hofes in der Rechtssache 22/70 (Kommis­
sion/Rat, Slg. 1971, 263) ist weiter vorge­
bracht worden, durch die Verordnung Nr.
2603/69 (ABl. L 324, S. 25) und durch das
Abkommen mit Israel habe die Gemein­
schaft das Gebiet der Handelsbeziehungen
zwischen der EWG und Israel geregelt.
Auch hier wird insbesondere auf die Präam­
bel und Artikel 1 des Abkommens abgestellt.
Den Mitgliedstaaten sei es demgemäß ver­
boten, neue mengenmäßige Beschränkungen
für die Ausfuhr von Rohöl nach Israel ein­
zuführen — ein Ergebnis, das der Entschei­
dung in der Rechtssache Bouhelier nicht wi­
derspreche, bei der es um bereits bestehende
Beschränkungen gegangen sei.

Obwohl es in der Rechtssache Bouhelier tat­
sächlich um bestehende Beschränkungen
ging, beruht das Urteil des Gerichtshofes
meines Erachtens nicht auf der Unterschei­
dung zwischen „alten" und „neuen" Be­
schränkungen. Die Verordnung einmal bei­
seite gelassen, hat die Gemeinschaft meines

Erachtens durch das Abkommen mit Israel
nicht das gesamte Gebiet des Handels mit
Israel geregelt, da sie die Möglichkeit von
Ausfuhrbeschränkungen gerade offenließ.
Das Abkommen mit Israel hindert somit ei­
nen Mitgliedstaat nicht daran, solche Be­
schränkungen einzuführen oder eine Politik
zu verfolgen, mit der die Ausfuhr von Roh­
öl nach Israel unterbunden werden soll.

Meines Erachtens machte deshalb das Ab­
kommen EWG—Israel die Politik der briti­
schen Regierung weder ungültig, noch stand
es ihr entgegen.

Auf dieser Grundlage braucht nicht unter­
sucht zu werden, ob diese Politik nach Arti­
kel 11 des Abkommens gerechtfertigt war;
ist man anderer Auffassung, so sind ähnli­
che, wenn nicht dieselben, Erwägungen wie
nach Artikel 11 der Verordnung Nr.
2603/69 anzustellen; darauf komme ich zu­
rück.

Sollte das Abkommen neue mengenmäßige
Beschränkungen für die Ausfuhr nach Israel
verbieten, so ließe sich nicht sagen, Rohöl
falle nicht unter dieses Abkommen. Sicher­
lich gilt die Definition der „Waren mit Ur­
sprung" in Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls
Nr. 3 nicht für Rohöl und andere Erzeug­
nisse. Daraus, daß Öl für diesen Zweck
nicht definiert wurde, folgt jedoch nicht,
daß Öl nicht unter das Abkommen fällt; ge­
nausowenig folgt ja aus dem Umstand, daß
in Artikel 3 der Verordnung Nr. 802/68 des
Rates über den Warenursprung (ABl. 1968,
L 148, S. 1) keine Definition von Rohöl
gegeben ist, daß dieses nicht dem EWG-
Vertrag unterliegt. Daß Rohöl unter das
Abkommen fällt, ergibt sich a) aus Artikel 5
und Anhang C des Protokolls Nr. 2 zu dem
Abkommen, wonach Israel mengenmäßige
Beschränkungen auf die Einfuhr von Rohöl
gemäß dem Zeitplan in Anhang D zu die­
sem Protokoll zu beseitigen hat, und b) aus
der Verordnung Nr. 2818/77 des Rates
(ABl. 1977, L 331, S. 21), die jährliche Pla­
fonds für bestimmte Erzeugnisse „mit Ur-
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sprung in Israel" einschließlich, wenn auch
nicht von Rohöl, so doch anderer Erdöler­
zeugnisse, einführt, die sich nicht in der De­
finition im Protokoll Nr. 3 der „Waren mit
Ursprung" finden.

Wäre Artikel 25 Absatz 1 des Abkommens
schließlich dahin gehend auszulegen, daß er
den Mitgliedstaaten die Einführung men­
genmäßiger Ausfuhrbeschränkungen ver­
böte, so wäre diese Verpflichtung doch
nicht so klar oder bestimmt, daß sich der
einzelne vor den nationalen Gerichten der
Mitgliedstaaten darauf berufen könnte. Der
Artikel entspricht grosso modo Artikel 5
EWG-Vertrag, auf den sich meines Erach-
tens der einzelne vor nationalen Gerichten
nur berufen kann, wenn auf andere, klarere
Artikel Bezug genommen wird (Rechtssa­
chen 78/70, Deutsche Grammophon/Me­
tro, Slg. 1971, 487, 499; 9/73, Schlüter/
Hauptzollamt Lörrach, Slg. 1973, 1135,
1161; 141/78, Frankreich/Vereinigtes Kö­
nigreich, Slg. 1979, 2923, 2942).

An zweiter Stelle ist zu erörtern, ob die Re­
gierungspolitik der Verordnung (EWG) Nr.
2603/69 des Rates zur Festlegung einer ge­
meinsamen Ausfuhrregelung widerspricht.
In den Begründungserwägungen heißt es:
„Nach Ablauf der Übergangszeit ist die ge­
meinsame Handelspolitik nach einheitlichen
Grundsätzen zu gestalten; dies gilt unter an­
derem für die Ausfuhr; ... in sämtlichen Mit­
gliedstaaten sind die Ausfuhren fast voll­
ständig liberalisiert; daher kann auf Ge­
meinschaftsebene an dem Grundsatz festge­
halten werden, daß die Ausfuhren nach drit­
ten Ländern keinen mengenmäßigen Be­
schränkungen unterliegen, vorbehaltlich der
durch diese Verordnung vorgesehenen Aus­
nahmen und unbeschadet der Maßnahmen,
welche die Mitgliedstaaten gemäß dem Ver­
trag treffen können ... Es erscheint ange­
bracht, bestimmte Waren vorläufig von der
gemeinschaftlichen Liberalisierung auszu­
schließen, bis der Rat eine gemeinschaftliche
Regelung für sie einführt."

Dementsprechend heißt es in den Artikeln 1
und 10 der Verordnung:

„1. Die Ausfuhren der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft nach dritten Län­
dern sind frei, d. h. keinen mengenmä­
ßigen Beschränkungen unterworfen, mit
Ausnahme derjenigen, die in Überein­
stimmung mit den Vorschriften dieser
Verordnung Anwendung finden."

„10. Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der Rat
auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit eine gemein­
same Regelung für die im Anhang auf­
geführten Waren festlegt, wird der in
Artikel 1 enthaltene Grundsatz der
freien Ausfuhr auf diese Waren nicht
angewandt."

Unter den Positionen 27.09 und 27.10 des
Anhangs finden sich Erdöle und Rohöl.

Nur von dieser Verordnung her gesehen,,
sind die Mitgliedstaaten offenkundig be­
rechtigt, auf die Ausfuhr von Rohöl ihre be­
stehenden Politiken einschließlich der Be­
schränkungen anzuwenden. Fraglich ist, ob
sie auch nach Erlaß der Verordnung neue
Beschränkungen einführen können. Es wird
vorgetragen, dies könnten sie nicht. Dabei
wird betont, in den Begründungserwägun­
gen werde die Bedeutung einer Prüfung auf
Gemeinschaftsebene hervorgehoben. Außer­
dem ergebe sich aus den Begründungserwä­
gungen, daß sie für alle Erzeugnisse gälten,
so daß Artikel 10 Rohöl nicht von der Ver­
ordnung ausschließe, sondern nur vorsehe,
daß die Liberalisierungsverpflichtung unter
anderem nicht für Rohöl gelte. Die Artikel 2
bis 9 gälten hingegen in vollem Umfang für
Rohöl.

Die Artikel 2 bis 5 der Verordnung sehen
ein gemeinschaftliches Informations- und
Konsultationsverfahren vor; sie ermächtigen
die Kommission, die Mitgliedstaaten zu er­
suchen, ihr statistische Angaben zu machen
sowie ihre Ausfuhren nach von der Kom-

566



BULK OIL / SUN INTERNATIONAL

mission angegebenen Modalitäten zu über­
wachen. Nach Artikel 6 kann die Kommis­
sion die Ausfuhr eines Erzeugnisses von der
Vorlage einer Ausfuhrgenehmigung abhän­
gig machen; nach Artikel 7 kann der Rat
geeignete Maßnahmen treffen, um einer
durch einen Mangel lebenswichtiger Güter
bedingten Krisenlage vorzubeugen oder ent­
gegenzuwirken. Nach Artikel 8, der bis
Ende 1974 galt (Verordnung Nr. 2747/72
des Rates, ABl. 1972, L 291, S. 50), konnte
ein Mitgliedstaat, der Schutzmaßnahmen
für erforderlich hielt, solche nur vorläufig
treffen, bis die Kommission einen Beschluß
faßte; solange solche Maßnahmen anwend­
bar waren, war eine Unterrichtung vorzu­
nehmen, um sicherzustellen, daß sie noch
gerechtfertigt waren.

Neue Maßnahmen, so wird gesagt, könnten
nur gemäß diesen Bestimmungen getroffen
werden. Die Artikel 5 bis 9 fänden Anwen­
dung, da Artikel 10 die im Anhang aufge­
führten Erzeugnisse nur von dem Grundsatz
des Artikels 1 ausnehme. Die Anwendung
der Artikel 2 bis 9 schließe er nicht aus.

Bedeutung wird auch dem Umstand beige­
messen, daß die im Anhang aufgeführten
Erzeugnisse diejenigen sind, für die wenig­
stens ein Mitgliedstaat Beschränkungen vor­
sah, und daß Erzeugnisse aus dem Anhang
gestrichen wurden, wenn Mitgliedstaaten
Beschränkungen aufhoben.

Die Klägerin stützt ihr Vorbringen a) auf
die Entscheidung der Kommission 79/365
(ABl. 1979, L 85, S. 44) betreffend die
Überwachung der Ausfuhr von rohen Häu­
ten und Fellen von Rindern und Kälbern (in
den Anhang aufgenommene Erzeugnisse),
die auf Artikel 5 der Verordnung gestützt
sei, b) auf die Irland bei seinem Beitritt ge­
mäß Artikel 133 und Anhang 7 der Beitritts­
akte eingeräumte beschränkte Ausnahme für
die Ausfuhr bestimmter Holzerzeugnisse,
die nicht erforderlich gewesen wäre, wenn
Irland diese Erzeugnisse frei hätte ausführen
können, und c) auf die Verordnung Nr.

1934/82 (ABl. 1982, L 211, S. 1), i) in de­
ren Begründungserwägungen es heißt, „fer­
ner sollte deutlicher festgelegt werden, daß
die aufgrund der Artikel 1 und 10 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2603/69 beibehaltenen
Beschränkungen nur von den Mitgliedstaa­
ten angewendet werden, die bei den im An­
hang aufgeführten Waren genannt sind;
hiervon ausgenommen sind einige Erzeug­
nisse des Energiesektors", und die ii) Arti­
kel 10 dahin gehend neu faßte, daß „der in
Artikel 1 enthaltene Grundsatz der freien
Ausfuhr auf Gemeinschaftsebene auf die im
Anhang aufgeführten Waren im Falle der
dort angegebenen Mitgliedstaaten sowie auf
die folgenden Waren im Falle aller Mit­
gliedstaaten nicht angewandt [wird]: 27.09
Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien,
roh". Das zeige, daß nur bestehende, nicht
aber neue Beschränkungen ausgenommen
seien.

Ungeachtet dieser beeindruckenden Argu­
mente ist die Verordnung Nr. 2603/69 mei­
nes Erachtens nicht im Sinne der Klägerin
zu verstehen. Der Aufbau der Verordnung
bereitet Schwierigkeiten; gleichwohl können
meines Erachtens für die Zwecke des Arti­
kels 1 drei Gruppen von Ausnahmen „in
Übereinstimmung mit den Vorschriften die­
ser Verordnung Anwendung finden", näm­
lich: i) diejenigen, die auf einem besonde­
ren Vorgehen der Kommission, des Rates
oder eines Mitgliedstaats nach Titel III —
Schutzmaßnahmen — beruhen, ii) diejeni­
gen, die sich auf Erzeugnisse beziehen, die
gemäß Artikel 10 vom Liberalisierungs­
grundsatz ausgenommen sind, und iii) die­
jenigen, die aus einem der in Artikel 11 ge­
nannten Gründe gerechtfertigt sind. Meines
Erachtens ist die Annahme unhaltbar, vor
1974, solange also Artikel 8 anwendbar war,
habe ein Mitgliedstaat von Artikel 10 er­
faßte Ausfuhrbeschränkungen nur im Wege
von vorläufigen Maßnahmen nach Artikel 8
einführen oder das Tätigwerden des Rates
oder der Kommission nach den Artikeln 6
oder 7 abwarten können. Das würde Artikel
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10 bedeutungslos machen. Die Maßnahmen,
die nach Titel III ergriffen werden können,
treten neben die, die für die vom Liberalisie­
rungsgrundsatz ausgenommenen Erzeug­
nisse ergriffen werden können. Nach Sinn
und Zweck der Verordnung muß Titel III
auf Erzeugnisse Anwendung finden, die
nicht unter Artikel 10 fallen, hinsichtlich de­
ren aber in Sonderfällen besondere Maß­
nahmen erforderlich sind.

Folgte man der Gegenmeinung, daß Schutz­
maßnahmen nach den Artikeln 6 bis 8 für
Erzeugnisse getroffen werden könnten, die
im Anhang aufgeführt sind, dann hätte dies
den Mitgliedstaaten die Befugnis belassen,
unabhängig andere Maßnahmen als die in
Titel III genannten zu ergreifen.

Die Artikel 2 bis 4 des Titels II haben ge­
genüber Titel III im wesentlichen dienende
Funktion. Nach Artikel 2 hat ein Mitglied­
staat die Kommission nur zu informieren,
wenn seiner Auffassung nach „Schutzmaß­
nahmen im Sinne von Titel III erforderlich
sein könnten". Nach Artikel 3 müssen Kon­
sultationen, soweit hier erheblich, binnen
vier Werktagen stattfinden, wenn bei der
Kommission die in Artikel 2 erwähnte In­
formation eingegangen ist, wenn also nach
Auffassung des Mitgliedstaats Schutzmaß­
nahmen im Sinne von Titel III erforderlich
sein könnten.

Gilt also Titel III für ausgenommene Er­
zeugnisse nicht, dann können auch die Arti­
kel 2 bis 4 für sie nicht gelten. Können an­
dererseits Maßnahmen nach Titel III für
ausgenommene Erzeugnisse getroffen wer­
den, dann gelten die Artikel 2 bis 4 nur, so­
weit nach Auffassung eines Mitgliedstaats
Schutzmaßnahmen „im Sinne von Titel III"
erforderlich sein könnten. Das ist nur dann
der Fall, wenn ein Mitgliedstaat nicht auf­
grund der ihm nach Artikel 10 der Verord­
nung belassenen Befugnis unabhängig han­
delt, sondern das Verfahren des Titels III. in
Gang setzt. Die Verpflichtungen der Artikel
2 bis 4 finden auf Maßnahmen keine An­

wendung, die Mitgliedstaaten hinsichtlich
von Erzeugnissen ergreifen, die kraft Artikel
10 von der Liberalisierungspolitik ausge­
nommen sind.

Finden Konsultationen nach Artikel 3 nur
nach einer Information gemäß Artikel 2
statt, so läßt sich vertreten, daß Artikel 5
der Verordnung, wonach die Mitgliedstaa­
ten statistische Angaben über ihre Markt­
lage zu machen und ihre Ausfuhren zu
überwachen haben, nur für Erzeugnisse gilt,
die nicht im Anhang aufgeführt sind. Ist Ar­
tikel 3 andererseits dahin zu verstehen, daß
Konsultationen auch ohne Information ge­
mäß Artikel 2 stattfinden können, so läßt
sich ebensogut vertreten, daß „Maßnah­
men" nach Artikel 5 auf nicht im Anhang
aufgeführte Erzeugnisse Anwendung finden
können, wenn nur Konsultationen stattfin­
den, „bevor eine Maßnahme nach Artikel 5
bis 7 getroffen wird".

Da es im vorliegenden Fall nicht um Artikel
5 geht, braucht diese Frage nicht entschie­
den zu werden. Aufgrund des Vorbringens
der Beteiligten bin ich jedenfalls der Mei­
nung, daß Artikel 5 auf im Anhang aufge­
führte Erzeugnisse keine Anwendung findet
und daß die Kommission Informationen
über im Anhang aufgeführte Erzeugnisse
auf anderen Wegen erlangen kann.

So gesehen wird klar, warum Artikel 10 nur
auf Artikel 1 Bezug nimmt. Eine Bezug­
nahme auf die übrigen Artikel war überflüs­
sig, weil sie auf Erzeugnisse, die nicht dem
Liberalisierungsgrundsatz unterfielen, ohne­
hin keine Anwendung fanden.

Auch das Vorbringen, das sich auf die iri­
sche Beitrittsakte und die Entscheidung
79/365 der Kommission stützt, führt zu kei­
nem anderen Ergebnis. Die Bestimmung
über Holzerzeugnisse kann als Kompromiß­
lösung oder zur Klarstellung beim Beitritt
eines neuen Mitgliedstaats eingefügt worden
sein; beim Beitritt Irlands handelt es sich je­
denfalls um eine „alte", nicht um eine
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„neue" Beschränkung. Die Entscheidung
79/365 der Kommission war entweder gül­
tig, weil Artikel 5 (nicht notwendigerweise
aber auch die anderen Artikel der Titel II
und III) auf in den Anhang aufgenommene
Erzeugnisse Anwendung findet, oder sie
war ungültig.

Auch das Vorbringen, das sich auf die Be­
gründungserwägung der Verordnung Nr.
1934/82 stützt, steht meiner Auffassung von
der richtigen Auslegung der Verordnung
Nr. 2603/69 nicht entgegen. Die Wendung
„beibehaltene Beschränkungen" kann auch
dahin gehend verstanden werden, daß sie
nur solche neuen Beschränkungen erfaßt,
die die für bestimmte Waren angegebenen
Mitgliedstaaten einführen oder die alle Mit­
gliedstaaten für einige Erzeugnisse des
Energiesektors einführen. Der neue Artikel
10 kann seinem Wortlaut nach zweifelsfrei
neue Beschränkungen erfassen. Keinesfalls
sollte diese Verordnung zur Auslegung der
früheren Verordnung herangezogen wer­
den; abgesehen davon wirkt sie sich auch
auf den vorliegenden Sachverhalt nicht aus.

Nach alledem war das Vereinigte König­
reich nicht zu einer Information nach Arti­
kel 2 der Verordnung Nr. 2603/69 ver­
pflichtet. Artikel 10, sofern gültig, stellte
Rohöl von der Liberalisierungspolitik frei;
somit konnte das Vereinigte Königreich je­
denfalls nach dieser Verordnung die tat­
sächlich verfolgte Politik einschlagen.

Es ist vorgetragen worden, falls die Regie­
rungspolitik im übrigen gegen das Abkom­
men oder die Verordnung Nr. 2603/69 ver­
stoße, sei sie jedenfalls nach deren jeweili­
gem Artikel 11 aus Gründen der öffentli­
chen Ordnung oder öffentlichen Sicherheit
gerechtfertigt, sofern sie kein Mittel zur
willkürlichen Diskriminierung im Sinne des
Abkommens darstelle.

Nach dem Urteil des Gerichtshofes in der
Rechtssache 270/80 (Polydor/Harlequin
Records, Slg. 1982, 329) decken sich diese

beiden Artikel nicht unbedingt, auch wenn
ihr Wortlaut ähnlich ist. Die Bestimmungen
des Abkommens können eine weiterrei­
chende Wirkung haben als die der Verord­
nung.

Nach dem Urteil vom 10. Juli 1984 in der
Rechtssache 72/83 (Campus Oil/Minister
für Industrie und Energie, Slg. 1984, 2727)
können Einfuhrbeschränkungen für Erd­
ölerzeugnisse aus anderen Mitgliedstaaten
nach Artikel 36 EWG-Vertrag aus Gründen
der öffentlichen Sicherheit insoweit gerecht­
fertigt sein, als sie erforderlich sind, um le­
benswichtige Lieferungen aufrechtzuerhal­
ten; hierauf wurde Bezug genommen. Der
Gerichtshof hat freilich nicht entschieden,
daß Artikel 36 die unbeschränkte Befugnis
zur Einführung derartiger Beschränkungen
gebe; vielmehr dürfen solche Beschränkun­
gen das für die Sicherstellung der Mindest­
belieferung Erforderliche nicht überschrei­
ten.

Dieses Urteil ist hier nicht unmittelbar ein­
schlägig, da die Beschränkungen den Han­
del zwischen Mitgliedstaaten betrafen und
Irlands eigenen Bedarf sichern sollten. Im
vorliegenden Fall wird nicht vorgetragen,
die Beschränkung sei für den Schutz des
Ölbedarfs des Vereinigten Königreichs er­
forderlich; sie solle vielmehr den anderen
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und des
Internationalen Energieabkommens helfen,
von denen freilich keiner um die Einführung
der Beschränkung gebeten hatte. Die aus
der Regierungspolitik folgende Beschrän­
kung fand jedenfalls auf Raffinerieerzeug­
nisse keine Anwendung; vielmehr fördert
sie, wie das Vereinigte Königreich in seinen
schriftlichen Erklärungen vorträgt, die An­
passung der Raffinerieinfrastruktur inner­
halb der beteiligten Staaten mit dem Ziel ei­
ner auf Dauer angelegten optimalen Aus­
nutzung der besonderen Merkmale des
Nordsee-Rohöls des Vereinigten König­
reichs.
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Eine Beschränkung der Rohölausfuhren
kann ihrer Art nach aus Gründen der öf­
fentlichen Sicherheit gerechtfertigt werden.
Vertretbar ist weiter das Vorbringen, daß
die fragliche Politik 1979 gerechtfertigt war,
als Öl knapp und die künftigen Lieferungen
unsicher waren. 1981 hatte sich die Lage ge­
ändert; es bestand ein Überangebot an Roh­
öl. Da die Lage sich leicht erneut ändern
könnte, läßt sich sicher nicht sagen, die Po­
litik sei nicht mehr zu rechtfertigen, da die
exakte Lage von 1979 nicht mehr bestehe.
Eine längerfristige Sicht mag erforderlich
sein. Gleichwohl muß in einer Zeit des
Überangebots die Lage neu beurteilt wer­
den; es läßt sich auch nicht vertreten, daß
eine einmal aus Gründen der öffentlichen
Sicherheit gerechtfertigte Politik dies auf
Dauer bleibt. Nur muß diese Frage in erster
Linie ein nationales Gericht entscheiden;
der Schiedsrichter hat seiner entsprechenden
Meinung Ausdruck gegeben. Nach der Ak­
tenlage läßt sich nicht entscheiden, ob die
Politik zur fraglichen Zeit noch gerechtfer­
tigt war. Müßte eine Entscheidung gleich­
wohl getroffen werden, so wäre zu sagen,
daß sich aus den dem Gerichtshof vorlie­
genden Unterlagen nicht ergibt, daß die Be­
schränkung aus Gründen der öffentlichen
Sicherheit des Vereinigten Königreichs im
Jahre 1981 gerechtfertigt war. War sie
gleichwohl nach Artikel 11 gerechtfertigt,
so ließe sich andererseits angesichts der
Gründe für die Einführung dieser Politik
nicht sagen, daß sie eine willkürliche Diskri­
minierung darstelle und somit im Ergebnis
nicht gerechtfertigt sei.

Weiter wird vorgetragen, die Politik des
Vereinigten Königreichs habe in jedem Fall
gegen Artikel 113 EWG-Vertrag verstoßen;
falls Artikel 10 der Verordnung entspre­
chend meiner Auffassung auszulegen sei, sei
er ungültig.

Im Gesamtzusammenhang des EWG-Ver­
trages braucht die Bedeutung der Einfüh­
rung einer „nach einheitlichen Grundsät­

zen" gestalteten gemeinsamen Handelspoli­
tik „insbesondere für... den Abschluß von
Zoll- und Handelsabkommen, die Verein­
heitlichung der Liberalisierungsmaßnahmen,
die Ausfuhrpolitik" kaum betont zu werden.

Die Regierungspolitik des Vereinigten Kö­
nigreichs stellte zweifellos eine handelspoli­
tische Maßnahme dar. Nach der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes ist weiter klar, daß
die gemeinsame Handelspolitik Aufgabe der
Gemeinschaft ist und daß den Mitgliedstaa­
ten auf diesem Gebiet keine konkurrieren­
den Befugnisse zustehen, „da durch Artikel
113 Absatz 1 die Zuständigkeit für die Han­
delspolitik insgesamt auf die Gemeinschaft
übertragen worden ist" (Rechtssache 41/76,
Donckerwolcke/Procureur de la Républi­
que, Sig. 1976, 1921, 1937; vgl. auch
Rechtssachen 37 und 38/73, Sociaalfonds/
Indiamex, Slg. 1973, 1609; Gutachten 1/78,
Slg. 1979, 2871). „Die Anerkennung einer
[parallelen] Zuständigkeit [der Mitgliedstaa­
ten] würde bedeuten, daß die Mitgliedstaa­
ten in den Beziehungen mit Drittländern
eine den Absichten der Gemeinschaft zuwi­
derlaufende Haltung einnehmen könnten;
damit würde das institutionelle Zusammen­
spiel verfälscht, das Vertrauensverhältnis in­
nerhalb der Gemeinschaft erschüttert und
die Gemeinschaft gehindert, ihre Aufgabe
zum Schutz des gemeinsamen Interesses zu
erfüllen" (Gutachten 1/75, Slg. 1975, 1355,
1364).

Gleichwohl muß die Gemeinschaft die
Möglichkeit haben, den Mitgliedstaaten
vorläufig zu gestatten, selbständig vorzuge­
hen. Ein solches Vorgehen ist nicht die In­
anspruchnahme einer konkurrierenden odei
parallelen Zuständigkeit neben der Gemein­
schaft; es ist die Ausübung einer von dei
Gemeinschaft übertragenen oder anerkann­
ten Befugnis.

Die gemeinsame Ausfuhrpolitik der Ge­
meinschaft ist in der Verordnung Nr
2603/69 niedergelegt; sie schließt bis aul
weiteres die Freiheit der Mitgliedstaaten ein.
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für besonders aufgeführte Erzeugnisse selb­
ständig zu handeln. Zu diesen gehört Roh­
öl; dem ersten Anschein nach konnte daher
das Vereinigte Königreich innerhalb der ge­
meinsamen Politik Beschränkungen verhän­
gen oder eine Politik mit dieser Wirkung
verfolgen.

Die Klägerin trägt freilich vor, der Rat habe
eine Ermächtigung der hier erteilten Art
nicht rechtmäßig erteilen können, da eine
solche Ermächtigung nur aufgrund einer
Untersuchung des Einzelfalls erteilt werden
könne, an der es hier fehle. Der Rat sei so­
mit zum Erlaß des Artikels 10 nicht befugt
gewesen.

Soweit ich sehe, ging der Rat davon aus,
daß die Mitgliedstaaten für bestimmte Er­
zeugnisse von in der Regel geringerer wirt­
schaftlicher Bedeutung bereits Beschränkun­
gen vorsahen; diese wurden vorläufig von
der Liberalisierung ausgenommen, wobei
beabsichtigt war, durch eine Kürzung der
Liste der in den Anhang aufgenommenen
Erzeugnisse eine weitergehende Liberalisie­
rung zu erreichen, wie es auch in der Tat
geschah. Aus dem im Urteil des Gerichtsho­
fes in der Rechtssache Campus Oil genann­
ten Gründen nehmen Rohöl und Erdöler­
zeugnisse in der derzeitigen Industriegesell­
schaft eine besondere Stellung ein; dabei
gelten für einige Mitgliedstaaten besondere
Erwägungen; das ist für Frankreich so, wie
sich z. B. aus Vorschlägen zur Änderung
des Anhangs ergibt, und das ist für das Ver­
einigte Königreich so. Zumindest teilweise
aus diesen Gründen wurden Rohöl und
Erdölerzeugnisse in den Anhang aufgenom­
men. Natürlich muß dafür Sorge getragen
werden, daß die gemeinsame Handelspolitik
nicht durch ungerechtfertigte Ausnahmen
ausgehöhlt wird; gleichwohl reichen die ge­
nannten Gründe aus, um die von der Ge­
meinschaft in der Verordnung verfolgte Po­
litik zu rechtfertigen. Das Vorbringen der
Klägerin, falls der Rat bestimmte Erzeug­
nisse aus guten Gründen vorübergehend

vom Liberalisierungsgrundsatz ausnehmen
könne, habe er auch das Recht, alle oder
doch so viele Erzeugnisse auszunehmen,
daß die Politik auf Null reduziert werde, ist
nicht schlüssig. Unternähme der Rat einen
solchen Versuch, so müßten andere Überle­
gungen hinsichtlich seiner Befugnisse Platz
greifen. Darum geht es hier aber nicht.

Artikel 10 der Verordnung ist folglich nicht
deshalb ungültig, weil der Rat mit seinem
Erlaß den Gestaltungsspielraum überschrit­
ten hätte, der ihm bei der Festlegung einer
gemeinsamen Handelspolitik nach Artikel
113 zukommt.

Zu fragen bleibt noch, ob die Politik sonst
rechtswidrig war, weil das Vereinigte Kö­
nigreich seine diesbezügliche Absicht nicht
im vorhinein mitgeteilt oder weil es die Ge­
meinschaftsorgane vor Festlegung dieser
Politik nicht konsultiert hatte. Es wird nicht
vorgetragen, daß eine solche vorherige Un­
terrichtung oder Konsultation stattgefunden
habe, obwohl Coreper und damit der Ver­
treter der Kommission auf der Sitzung
am Tag nach der Erklärung im House of
Commons von dieser Politik unterrichtet
wurden.

Die Kommission beruft sich auf die Ent­
scheidung des Ministerrats vom 9. Oktober
1961 (ABl. 1961, S. 1273) über ein Konsul­
tationsverfahren bei bestimmten handelspoli­
tischen Maßnahmen und auf die Entschei­
dung des Rats vom 25. September 1962 über
ein Arbeitsprogramm auf dem Gebiet der
gemeinsamen Handelspolitik (ABl. 1962,
S. 2353).

Artikel 4 der Entscheidung vom 9. Oktober
1961 lautet wie folgt:

„Beabsichtigt ein Mitgliedstaat Änderungen
seines Liberalisierungsstands gegenüber drit­
ten Ländern, so unterrichtet er vorher die
anderen Mitgliedstaaten und die Kommis­
sion.
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In diesen Fällen finden vorherige Konsulta­
tionen auf Antrag eines Mitgliedstaats oder
der Kommission statt, außer in dringenden
Fällen, in denen die Konsultationen nach­
träglich stattfinden."

Das mit der Entscheidung vom 25. Septem­
ber 1962 angenommene Arbeitsprogramm
sieht unter anderem folgendes vor: „Das
durch Ratsentscheidung vom 9. Oktober
1961 eingeführte Konsultationsverfahren ist
bei allen Maßnahmen anzuwenden, welche
die zur Zeit in einem Mitgliedstaat in Kraft
befindliche Ausfuhrregelung gegenüber den
dritten Ländern ändern."

Die Auffassung der Kommission, diese bei­
den Entscheidungen seien 1979 in Kraft ge­
wesen und seien es auch heute noch, vermag
ich nicht zu teilen. Sie waren nur auf Artikel
111 gestützt, der sich auf die Übergangszeit
bezieht. Am Ende der Übergangszeit traten
sie deshalb mit ihrer Rechtsgrundlage außer
Kraft. Das wird bestätigt durch die Begrün­
dungserwägungen zu der Entscheidung vom
9. Oktober 1961, die nur auf die Über­
gangszeit Bezug nehmen. Selbst wenn diese
Entscheidungen, wie die Kommission vor­
trägt, Anwendung fänden, so ist doch die
Verpflichtung nach Artikel 4 der Entschei­
dung vom 9. Oktober 1961 allgemein gehal­
ten. Die Erklärung der britischen Regie­
rung, „die Regierung erwartet...", wurde
am Tag nach ihrer Bekanntgabe mitgeteilt.
Wann genau die Politik laufende Geschäfte
erfaßte, ist nicht klar. Klar ist, daß die Mit­
gliedstaaten und die Kommission von ihr
wußten und weder einen Antrag auf Kon­
sultationen nach Artikel 4 stellten noch Ein­
wendungen erhoben. Falls überhaupt ein
Verzug vorlag, läßt sich nicht sagen, daß er
die Politik unwirksam machte. Im übrigen
führte die Entscheidung vom 25. September
1962 nach ihrem Titel nur ein Arbeitspro­
gramm ein. Hinsichtlich mengenmäßiger
Ausfuhrbeschränkungen ist nunmehr die
Verordnung Nr. 2603/69 an die Stelle der
beiden Entscheidungen getreten.

Bezug genommen wurde auf die Verord­
nung Nr. 388/75 des Rates über die Mittei­
lung der Ausfuhr von Kohlenwasserstoffen
nach Drittländern an die Kommission (ABl.
1975, L 45, S. 1) und die Verordnung Nr.
2678/75 der Kommission (ABl. 1975,
L 275, S. 8) zu deren Durchführung. Nach
diesen Verordnungen teilen die Mitglied­
staaten jedoch nur die Ausfuhrmengen die­
ser Erzeugnisse mit, nicht aber die Politik
oder die Maßnahmen, die sie hinsichtlich
solcher Ausfuhren eingeführt haben oder
einführen wollen. Sicherlich heißt es in Arti­
kel 1 Absatz 1 der Verordnung des Rates:
„Die Mitgliedstaaten fügen diesen Mittei­
lungen gegebenenfalls Erläuterungen bei."
Das verpflichtet die Mitgliedstaaten jedoch
nicht dazu, zu erklären, warum Ausfuhren
in bestimmte Länder unterbleiben.

Bezug genommen wurde weiter auf die Ent­
schließung des Rates vom 9. Juni 1980 über
die energiepolitischen Ziele der Gemein­
schaft für 1990 und die Konvergenz der Po­
litik der Mitgliedstaaten (ABl. 1980, C 149,
S. 1). In Punkt 2 dieser Entschließung er­
sucht der Rat „die Mitgliedstaaten, der
Kommission jährlich ihre energiepolitischen
Programme für die Zeit bis 1990 vorzule­
gen". Damit werden Maßnahmen wie das
streitige Ausfuhrverbot erfaßt. Gleichwohl
ist diese Entschließung nicht derart, daß sie
„auf dem besonderen Gebiet, für das sie
gilt, die Mitwirkungspflichten konkretisiert,
die die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 5
EWG-Vertrag durch ihren Beitritt zur Ge­
meinschaft übernommen haben" (Rechtssa­
che 141/78, Frankreich/Vereinigtes König­
reich, Slg. 1979, 2923, 2942).

Zu dieser Seite der Rechtssache ist weiter
vorgetragen worden, eine Informations- und
Konsultationspflicht ergebe sich aus dem
Grundsatz, der beispielsweise in den Rechts­
sachen 804/79 (Kommission/Vereinigtes
Königreich, Slg. 1981, 1045) und 269/80
(Regina/Tymen, Slg. 1981, 3079) Ausdruck
gefunden habe.
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In der ersten dieser Rechtssachen ging es
um vorläufige Maßnahmen, die der Rat auf
dem Gebiet der Erhaltung der Fischbestände
erlassen hatte. Die Kommission hatte dem
Rat vorgeschlagen, endgültige Maßnahmen
nach Artikel 102 der Beitrittsakte zu ergrei­
fen; dieser konnte sich jedoch damals nicht
auf solche Maßnahmen einigen. In der Haa­
ger Entschließung kam der Rat überein, daß
die Mitgliedstaaten vorläufige Maßnahmen
ergreifen könnten. „Vor Ergreifen dieser
Maßnahmen bemüht sich der betreffende
Mitgliedstaat, die Billigung der Kommission
zu erhalten, die in allen Phasen dieser Ver­
fahren zu konsultieren ist. Etwaige Maß­
nahmen dieser Art präjudizieren nicht die
Leitlinien, die zur Durchführung der ge­
meinschaftlichen Maßnahmen... festgelegt
werden." Das Vereinigte Königreich teilte
die beabsichtigten Maßnahmen mit und er­
hielt daraufhin die Auskunft, sie sollten
ohne Zustimmung der Kommission nicht
eingeführt werden.

In seinem Urteil in der Rechtssache 804/79
entschied der Gerichtshof, daß die Mitglied­
staaten nach Ablauf der Übergangszeit
keine selbständige Befugnis zum Erlaß von
Erhaltungsmaßnahmen hatten. Angesichts
der Untätigkeit des Rates mußten die zum
Ende der Übergangszeit geltenden Maßnah­
men in Kraft bleiben. In Anbetracht dieser
Umstände und der erlassenen Leitlinien ent­
schied der Gerichtshof, daß die Mitglied­
staaten vor Erlaß beliebiger Maßnahmen
sich um die Billigung der Kommission be­
mühen müßten, „die in allen Phasen dieser
Verfahren zu konsultieren ist". Sie durften
keine Schritte unternehmen, die die Ziele
des EWG-Vertrags gefährdeten oder denen
Einwände, Vorbehalte oder Bedingungen
der Kommission entgegenstanden. Das Ver­
einigte Königreich hatte keine angemessene
Konsultation vorgenommen und die Maß­
nahmen „trotz der Einwände der Kommis­
sion" in Kraft gesetzt.

Wegen der Bedeutung, die die Beklagte je­
ner Rechtssache beimißt, habe ich die dort
erheblichen Fragen ausführlich dargestellt,
um zu zeigen, wie sehr sich der vorliegende
Fall davon unterscheidet. Eine Untätigkeit
des Rates, auf die es in der Rechtssache
804/79 entscheidend ankam, liegt hier nicht
vor. Dieser hat vielmehr die Verordnung
Nr. 2603/69 erlassen. Die Haager Ent­
schließung mit ihrer Konsultationspflicht
findet vorliegend keine Entsprechung. Es
gibt keine Leitlinien für nach Artikel 10 der
Verordnung Nr. 2603/69 ausgenommene
Erzeugnisse. Die Kommission hat weder
Einwände noch Vorbehalte noch Bedingun­
gen formuliert. Aus den Fischereisachen läßt
sich demnach keine Regel ableiten, die auf
den vorliegenden Fall anwendbar wäre.

Nach alledem war das Vereinigte König­
reich nicht verpflichtet, die Gemeinschafts­
organe oder andere Mitgliedstaaten vor der
Festlegung seiner Politik hinsichtlich Rohöl
zu konsultieren. Wenn das Vereinigte Kö­
nigreich auch nach Völkerrechtssitte gehal­
ten war, die Festlegung der Politik mitzutei­
len, so wurde es dieser Verpflichtung doch
dadurch gerecht, daß es auf der Sitzung des
Coreper am Tag nach Abgabe der Erklä­
rung im Parlament davon Mitteilung
machte. Bestand entgegen meiner Ansicht
die Unterrichtungspflicht nach den Ent­
scheidungen von 1961 und 1962 nach 1969
fort oder ergab sich eine solche Pflicht aus
der Verordnung Nr. 2603/69, so wurde
auch ihr durch diese Unterrichtung entspro­
chen.

Die Klägerin trägt weiter vor, die Politik
des Vereinigten Königreichs habe gegen Ar­
tikel 34 EWG-Vertrag verstoßen, da sie
auch auf mittelbare Ausfuhren nach Israel
Anwendung gefunden und damit solche
Rohölausfuhren in andere Mitgliedstaaten,
die nach Israel weiter exportiert werden
sollten, unterbunden habe. Hätte die briti­
sche Politik das Verschiffen von Ol nach
Rotterdam mit der Begründung verhindert,
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anderes Öl aus dem Vereinigten König­
reich, das sich in den Niederlanden im
freien Verkehr befunden habe, sei nach Is­
rael -weiterverschifft worden, so wäre dies
vorbehaltlich des Artikels 115 möglicher­
weise eine Verletzung des Artikels 34 gewe­
sen. Daraus folgt jedoch nicht, daß die Poli­
tik auch insoweit gegen Artikel 34 verstieß,
als sie unmittelbare Ausfuhren nach Israel
oder Ausfuhren über einen Drittstaat nach
Israel betraf. Die Rechtmäßigkeit der Politik
ist an ihrem jeweiligen Anwendungsfall zu
messen. Die Politik verletzt nicht als solche
Artikel 34, nur weil sie in einer Weise
durchgeführt werden könnte, die diesen Ar­
tikel verletzt (vgl. verbundene Rechtssachen
314 bis 316/81 und 83/82, Procureur de la
République/Waterkeyn, Slg. 1982, 4337).
Im vorliegenden Fall war die ursprüngliche
Bestimmung „Gibraltar for orders". Gemäß
Artikel 227 Absatz 4 EWG-Vertrag ist Gi­
braltar insoweit als Teil des Vereinigten Kö­
nigreichs zu betrachten. Eine „Ausfuhrbe­
schränkung zwischen Mitgliedstaaten" im
Sinne des Artikels 34 lag somit nicht vor.

Weiter ist vorgetragen, die Bestimmungs­
klausel des Vertrages, die auf die Regie­
rungspolitik des Vereinigten Königreichs
Bezug nahm, verstoße gegen Artikel 85
EWG-Vertrag. Die Klägerin trägt zusätzlich
vor, die Politik verstoße gegen Artikel 85 in
Verbindung mit den Artikeln 3 Buchstabe f
und 5 EWG-Vertrag sowie gegen die Arti­
kel 12 und 25 Absatz 1 des Abkommens, die
die Artikel 5 und 85 EWG-Vertrag wider­
spiegelten, da sie ein Vorgehen habe för­
dern sollen und tatsächlich gefördert habe,
das diesen Artikeln widersprochen habe.

Meines Erachtens bezweckte der streitige
Vertrag zwischen den Parteien weder eine
Verhinderung, Einschränkung oder Verfäl­
schung des Wettbewerbs innerhalb des Ge­
meinsamen Marktes, noch bewirkte er sie.
Er fällt somit nicht unter Artikel 85. Aus
denselben Gründen kann die Aufnahme der
Bestimmungsklausel in den Vertrag, inso­

weit sie gemäß der Regierungspolitik er­
folgte, keine Verletzung der Artikel 3 Buch­
stabe f, 5 und 85 EWG-Vertrag durch das
Vereinigte Königreich darstellen.

Artikel 12 des Abkommens betrifft die Ver­
hängung mengenmäßiger Ausfuhrbeschrän­
kungen nicht, die in dem Abkommen nicht
verboten sind. Es wäre recht ungewöhnlich,
auf dem Umweg über Artikel 12 eine Be­
schränkung einzuführen, die in Artikel 4 des
Abkommens bewußt nicht aufgenommen
wurde. Aus denselben Gründen kann der
Mitgliedstaat Artikel 25 des Abkommens
nicht verletzt haben.

Die letzte Frage des High Court geht dahin,
ob es die Antworten auf die Fragen beein­
flußt, daß weder der Rat noch die Kommis­
sion die Rechtmäßigkeit der Regierungspo­
litik bestritten haben. Ein solches Nichtbe-
streiten wäre für eine Verletzung des EWG-
Vertrags oder des Abkommens ohne Bedeu­
tung (Rechtssache 43/75, Defrenne/Sabena,
Slg. 1976, 455, 475). Von Bedeutung wäre
es nur, wenn entgegen meiner Ansicht Billi­
gung oder Konsultation notwendig gewesen
wären. Dann könnte das Untätigbleiben
eine Billigung oder einen Hinweis darauf
darstellen, daß keine Konsultation erforder­
lich war oder für erforderlich gehalten
wurde.

Die Frage nach der unmittelbaren Wirkung
der Bestimmungen des Abkommens und des
EWG-Vertrags stellt sich bei meinem Ent­
scheidungsvorschlag nicht. Da sich der ein­
zelne vor nationalen Gerichten auf hinrei­
chend klare und genaue Bestimmungen ei­
ner Richtlinie berufen kann, hätte sich die
Klägerin gegebenenfalls vor dem vorlegen­
den Gericht auf die Ungültigkeit der Ver­
ordnung Nr. 2603/69 berufen können. Zu
Recht führt Mr. Justice Bingham in seiner
Vorlageentscheidung aus :

„Die Bezugnahme auf die ,Regierungspoli-
tik des Exportlandes' ist als Bezugnahme
auf die rechtmäßige Regierungspolitik des
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Exportlandes zu verstehen. Das zunächst
bestehende Recht der Klägerin, nach Israel
auszuführen, konnte nicht durch Bezug­
nahme auf eine Politik beschränkt werden,
die die britische Regierung rechtmäßig, nicht
festlegen oder verfolgen durfte."

Hätte andererseits entgegen meiner Auffas­
sung nach den Artikeln 2 und 3 der Verord­
nung Nr. 2603/69 eine Unterrichtungs­
oder Konsultationspflicht bestanden, so
hätte deren Verletzung die Politik aus
Gründen nicht rechtswidrig gemacht, die
denen entsprechen, die Generalanwalt
Reischl am Ende seiner Schlußanträge in
den verbundenen Rechtssachen 181 und

229/78 (Van Paassen/Staatssecretaris van
Financiën, Slg. 1979, 2063) vortrug. Könnte
weiter dem Abkommen kraft seiner Artikel
4, 11 und 25 ein Verbot von Ausfuhrbe­
schränkungen entnommen werden, so wäre
diese Beschränkung nicht hinreichend klar
und genau, um in einem Rechtsstreit zweier
Prozeßparteien vor einem nationalen Ge­
richt anwendbar zu sein.

Auf die Artikel 34 und 85 kann sich der ein­
zelne zweifellos berufen. Ob er sich auf Ar­
tikel 113 berufen kann, gegebenenfalls unter
welchen Umständen, ist eine schwierige
Frage, die ich nicht abhandeln werde, da sie
sich meines Erachtens nicht stellt.

Demgemäß sollten die Vorlagefragen in etwa wie folgt beantwortet werden:

1) Das Abkommen vom 11. Mai 1975 zwischen der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft und dem Staat Israel verbot es nicht, nach seinem Inkrafttreten
mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen zwischen der Gemeinschaft oder ihren
Mitgliedstaaten und Israel einzuführen.

2) Artikel 10 der Verordnung Nr. 2603/69 des Rates ermächtigte die Mitglied­
staaten, nach dem Inkrafttreten der Verordnung mengenmäßige Ausfuhrbe­
schränkungen für die in den Anhang zu dieser Verordnung aufgenommenen
Erzeugnisse zu verhängen. Auf diese Verordnung kann sich ein Vertragspartner
gegenüber einem anderen Vertragspartner berufen, wenn in dem Vertrag ver­
langt wird, daß einer Maßnahme oder Politik eines Mitgliedstaats nachgekom­
men wird, die dieser gemäß dieser Verordnung ergriffen oder festgelegt hat.

3) Die Artikel 3 Buchstabe f, 5, 34, 85 und 113 EWG-Vertrag verbieten es den
Mitgliedstaaten nicht, Ausfuhrbeschränkungen für solche Waren zu verhängen,
die jeweils in den Anhang zu dieser Richtlinie aufgenommen sind.

Es ist Sache des nationalen Gerichts, über die Kosten der Parteien des Ausgangs­
verfahrens zu entscheiden. Die Kommission und das Vereinigte Königreich tragen
ihre eigenen Kosten.
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